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HAUPTRESULTATE DER ANALYSE DER ABSTIMMUNG
v0 M 27 .09.2009

Das Schweizer Stimmvotk hatte am 27. September 2009 über zwei Vortagen zu befinden.
Einerseits über den Bundesbeschluss über eine befristete Zusatzfinanzierung der lnvati-
denversicherung durch Anhebung der Mehrwertsteuersätze (kurz: lV-Zusatzfinanzierung)
und andererseits über den Bundesbeschtuss über den Verzicht auf die Einführung der aLtge-
meinen Volksinitiative (Verzicht auf die attgemeine VoIksinitiative). Beide Vorlagen wurden
bei einer vergteichsweise tiefen Stimmbeteitigung von 40.8 Prozent angenommen.

Während den Stimmenden der Entscheid zur lY-Zusalzfinanzierung teicht fiet, war der ln- f'
ha[t der a[[gemeinen Votksiniiiative wenig bekannt und bereitete den Teitnehmenden auch
erhebLiche Mühe. lm Zeitraum zwischen 1993 und 2008 haben btoss vier Vorlagen tiefere
Bedeutungswerte erziett aLs diejenige zum Verzicht auf die attgemeine Votksinitiative. Dem-
entsprechend uninformiert zeigte sich das Stimmvotk auch bei dieser Abstimmung.

Die Abstimmung über die lV-Zusatzfinanzierung

Eindrucksvotl ist die Parotenkonformität im Stimmverhatten der Parteianhängerlnnen.
Während die SVP-Sympathisantlnnen die VorLage - getreu der Empfehtung ihrer Partei -
wuchttg abtehnten, stimmten ihr die Anhängerlnnen der Grünen und der SPS deutl.ich zu. ln

unserer Stichprobe legten auch die Anhängerlnnen der beiden Mitie-Parteien, CVP und FDP,

mehrheitLich ein Ja in die Urne. Dieser Graben zwischen Mitte-Links und Rechts(aussen)
wird am Stimmverhatten der ideoLogischen Lager noch deutlicher erkennbar. Diejenigen,
die sich im politischen Spektrum Links und in der Mitte einstuften, befürworteten die Vor-
[age grossmehrheittich, während im gemässigt-rechten Lager das Stimmenverhättnis zwi-
schen Ja und Nein in etwa ausgeglichen war. Wer sich hingegen Rechtsaussen verortete,
[ehnte die lV-Zusatzfinanzierung mit grosser WahrscheinIichkeit ab.

Von den potitischen Merkma[en war ausserdem das Regierungsvertrauen von Bedeutung:
Wer dem Bundesrat vertraui, stimmte in der RegeLso, wie es dieser empfahL. Wer der Lan-
desregierung hingegen missiraut, missachtete die Regierunqsposition mehrheittich. Das

StimmverhaLten war insgesamt stark von poLitischen VariabLen geprägt. Gesellschafttiche
GruppenmerkmaLe hingegen spielten so gut wie keine Rotte beim Stimmentscheid.

Die Analyse der Entscheidmotive zeigt vor atLem, dass trotz Bedenken gegenüber einer
Steuermehrbelastung eine beträchttiche Zahl. von Stimmbürgerlnnen bereit war, eine sol-
che zugunsten einer lV-Sanierung in Kauf zu nehmen. Der Nein-Entscheid hingegen wurde
im Wesenttichen durch zwei Gründe motiviert: die Abtehnung einer Steuererhöhung, von

der ausserdem vre[e bezweifetten, dass sie befristet bLeibe, und die Ansicht, wonach die lV
nur durch Missbrauchsbekämpfung saniert werden könne oder sotle.

Die von Gegnerschaft und Befürworterschaft vorgebrachten Abstimmungsargumente er-

zietten f ür sich aLLeine genommen keine stimmentscheidende Wirkung. Sie fanden nämtich

in der MehrzahLsowohI bei den Ja- wie auch bei den Nein-Stimmenden eine mehrheittiche

Akzeptanz. Atl.erdinqs haben die Argumente in ihrem Zusammenwirken den Entscheid weg-

weisend vorgespurt.

Die Abstimmung über den Verzicht auf die altgemeine Votksinitiative

Die Vorlaqe stiess auf ein sehr geringes lnteresse, weshalb der Anteit derer, die vom lnhalt

nichts oder kaum etwas wussten, vergteichsweise hoch war. Dies wird atleine an der ZahL

derer deuilich, die auf die Frage, worum es bei dieser Abstimmung ging, keine substantielte

a Antwort zu geben wussten. Dieser AnteiI betrug setbst bei den Teilnehmenden knapp über

50 Prozent

Für das Stimmverhatten waren die meisten poLitischen Merkma[e ohne Bedeutung. Der Ja-

Stimmenanteit bei den fünf grössten Parteianhängerschaften bewegt sich in einer schma-

Len Bandbreite zwischen 57 Prozent [SVP) und 75 Prozent (Grüne]. Auch zwischen Links und

Rechts sind keine signifikanten Unterschiede im Stimmverhatten zu erkennen. Eine potiti-

sche Variabte hatte jedoch bedeutenden AnteiL daran, wie man sich entschied: das Regie-

rungsvertrauen. lm Kontext einer Abstimmung, bei we[cher kaum ELitesignate ausgesendet

worden sind, die als Entscheidhitfen bei der MeinungsbiLdung hätten dientich sein können,

war die Empfehtung des Bundesrates wohL am ehesten bekannt und wurde von denjenigen,

die ihm vertrauen, auch befolgt.

Dies zeigt sich auch daran, dass eine aussergewöhntich hohe Zaht von Stimmenden ihren

Entscheid mit der Umsetzung von Empfehtungen, darunter besonders diejenige des Bun-

desrates, rechtfertigte. Parolen und Empfehlungen waren unter den VortagenbefÜrwor-

terlnnen der am zweithäufigsten genannte Entscheidgrund. Häufiger wurde nur noch die

Undurchfrjhrbarkeit bzw. die Nicht-Nutzung der altgemeinen Votksinitiative als Ja-Motiv

angeführt. Bei den Nein-stimmenden wussten hingegen 21 Prozent nicht Imehr], weshatb

sie sich gegen die Vorlage ausgesprochen hatten, 15 Prozent machten inhaltsferne Bemer-

kungen und ein weiteres Fünftet verwechselte offensicht[ich das Ja mit einem Nein. Dies

ist ein weiterer BeLeg f ür die tiefe lnformiertheit der Stimmbürgerlnnen zu dieserVorlage.

Auch der Argumententest offenbart die Schwierigkeiten, we[che das Stimmvotk bei der

Bewertung der Vorlage hatte. Der AnteiL <Weiss Nicht>-Antworten ist bei den Argumen-

ten zum Verzicht der aLtgemeinen Votksinitrative substantietl höher aLs bei denjenigen zur

lV-Zusatzfinanzierunq. Werter deutet das tei[weise widersprüchLiche Antwortverhalten zu

Pro- und Kontra-Argumenten ebenfatts darauf hin, dass infotge eines hohen Desinteresses

und eines feh[enden Abstimmungskampfes die Stimmbrirgerlnnen vom Entscheidmaterial
iiberfordert waren.

l
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ZUR METHODE

Die vortiegende Untersuchung beruht auf einer von der V0X-Partnerschaft realisierten
Nachbefragung zur Votksabstimmung vom 27. September 2009. Die Befragung wurde vom
Forschungsinstitut gfs.bern innerhatb von etf Tagen nach der Abstimmung durchgeführt.
Die Datenanatyse erfolgte durch das lnstitut für PoLitikwissenschaft der Universität Zürich

[lPZ). Die Befragung wurde von 55 Befragerlnnen von zu Hause aus telefonisch durchgeführt,
wobei gfs.bern die MögLichkeit hatte, die lnterviews extern, und ohne dass dies für die Be-
fragerlnnen und die Befragten erkennbar war, zu beaufsichtigen. Die AuswahI der Befragten
wurde in einem dreistufigen Zufatlsverfahren ermittett. Der Stichprobenumfang betrug 1007

stimmberechtigte Personen, davon kamen 70 Prozent aus der Deutschschweiz,24Prozenl
aus der Westschweiz und sechs Prozent aus der italienischsprachigen Schweiz. Der Stich-
probenfeh[er für die Gesamtheit der Befragten tag bei +/-3.1 Prozent. Vorsicht bei der lnter-
pretation der Daten ist dort geboten, wo die Teilsstichproben ktein sind und die Verteitung
der Prozentwerte zugteich ausgegtichen ist [50:50]. ln solchen Fätlen können auf Grund des

Stichprobenfehters keine Aussagen über Mehrheits-verhä[tnisse gemacht werden.

TabeLte 1: Abstimmungsergebnisse f ür die Schweiz und nach Kantonen,

in Prozent der Stimmenden

o ')

o, (

54.5 6?.9Schweiz 40.8

54.8 71.47H /+0.4

aL / 69. sBE 20 Ä

66.4LU 39.5 53 1

1+3.3 E' FUR 56.7

61.1SZ 38.9 1+2.3

43.0 66.6OW 39.9

45.3 68.0NW 41.2

39.7 41+.9 66.6GL

ZG /19.1 49.2 65.1

FR 1,1.7 59.',I 66.2

SO 11.5 46.2 59.8

BS 1+1+.6 62.7 68.8

BL 38.1 57.? 72.0

SH 63.6 44.6 58.3

6 5.3AR t+Ä.2 44.9

AI 3 5.0 aFa 60.9

64.3SG 41.4 46.1

68.9GR at E 57.1

62.2AG 3 t.6 48.6

63.0TG 40.6 40.7

6Ä.4TI taF 52.3

75.1VD 44.9 63.6

öJ -4VS 42.5 61.7

66.7NE 42.O 64.1

71+.6GE 50.0 65.9

64.7 63.0JU JJ.4

Quetle: http//www.admin.ch (vorLäuf ige Ergebnissel
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DIE BEDEUTUNG DER VORLAGEN, DIE BETEILIGUNG
UND DIE MEINUNGSBILDUNG

Die Bedeutung der Vorlagen

Am 27. September 2009 hatten die Schweizer Stimmberechtigten über zwei Vortagen zu be-

finden: Zur Abstimmung standen erstens der Bundesbesch[uss über eine befristete ZusaIz-
finanzierung der lnvaLidenversicherung durch Anhebung der Mehrwertsteuersätze (kurz: lV-

Zusatzfinanzierung) und zweitens der Bundesbeschluss über den Verzicht auf die Einführung
der a[[gemeinen VoLksinitiative IVerzicht auf die aLIgemeine Votksrnitiative). Beide VorLagen
wurden bei einer vergLeichsweise tiefen StimmbeteiLigung von 40.8 Prozent angenommen.

Die Befragten konnten die Bedeutung beider Vorlagen sowohl für sich setbst wie auch für
das Land auf einerSkata von 0 (ohne Bedeutungl bis 10 {höchste Bedeutung) einordnen. Der
lV-Zusatzfinanzierung wiesen die Befragten eine überdurchschnitttich hohe ReIevanz zu - so-
wohI für sie setbst wie auch für die Nation. Der Abschaffung der aLtgemeinen Votksinitiative
hingegen massen die Stimmberechtigten eine sehr geringe Bedeutung zu.1 Die Bedeutungs-
werte [iegen gar unter denjenigen für die Anderung der Votksrechte {2003). Die geringen Rete-

vanzwerte für die Abschaf fung der atLgemeinen Votksinitiative sind ledoch wenig erstauntich,
denn es ging um die Auf hebung eines Votksrechts, das gar nie zurAnwendung gekommen ist.

Tabel.te 1.1: Wahrnehmung der Bedeutung der Vorlage f ür das Land und f ür sich setbst

lV-Zu satzfi na nz i e ru ng

das Land sich setbst

Verzicht allgemeine
Votksinitiative

das Land sich setbst

1+.9 3.1

798 872

Bedeutung für...

Retevanz-Score

{Arithmetisches Mittet)
7.5 60

n 936 952

Durchschnitt 1993-2008 6.7 5.3 6.7 E1

a ipz / gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 27. September 2009.

Die Beteil,igung

Die StimmbeteiLigung war vergteichsweise tief, die Partizipationsdeterminanten jedoch die

übIichen: Das poLitische lnvotvierungsnrveau und das Alter wirkten sich signifikant auf die

Teilnahmebereitschaft aus. lndes, ein unübtiches ResuLtat offenbart die untenstehende Ta-

bette der Beteiligungsdeterminanten: die geringe TeiInahmequote der SVP-Anhängerschaft.
Sie liegt kLar unter denjenigen für die Sympathisantlnnen der SPS, der Grünen und der CVP.

rVon den 143 untersuchten Vorlagen zwischen 1993 und 2008 wurden Ledigtich derer vier nationaI und
persön[ich für weniger bedeutsam erngestuft als der Verzicht auf die altgemeine Votksinitiative.

8

Die beiden Abstimmungsthemen vom27. September 2009 vermochten die SVP-Anhänger-

schaft offenbar wenig zu mobiLisieren, zumaI die Kampagne für die eigene Anti-Minarett-
I nitiative zum Abstimmungstermin bereits anLief.

Tabette 1.2: Beteitigung nach soziaten und potitischen Merkmalen,

in Prozent der Teitnehmenden

Die Meinungsbitdung - Entscheidschwierigkeit und Zeitpunkt des Stimmentscheids

Die Meinungsbi[dung zu den beiden Vorlagen verlief unterschiedtich: Der Entscheid zur kon-

troverser diskutierten lV Zusatzfinanzierung, die in den Augen des Stimmvotks auch von

weitaus höherer Bedeutung war aLs die Aufhebung der atlgemeinen Votksinitiative, fieL den

Stimmberechtigten ziemLich Leicht. 71 Prozent der Teitnehmenden bereitete der Stimment-

scheid keine altzu grosse Mühe. Ganz anders sah es bei der aLLgemeinen VoLksinitiattve aus:

I

Teilnahme
in%

n Korrelations-
koeffizient.

Merkmate/Kategorien

.56,+ r*
40.8 1001Totat VOX ewichtet l"

lnteresse an der Politik
157Sehr interessiert BO

40658Ziemlich interessiert

13 295Eigenttich nicht interessiert
5 t33überhaupt nicht interessiert

.37**rAlter
12 226

35 171

18 bis 29 Jahre

30 bis 39 Jahre

1+7 17740 bis 49 Jahre

51 160

59 160

50 bis 59 Jahre

60 bis 69 Jahre

67 10870 Jahre und darüber

Parteisympathie

55 1 1+7

,21***

SPS - SoziaLdemokratische Partei

55 78CVP Christtichdemokratische Votksparter

43 1lt6

aa 131

FIIP. Die L iberalen

SVP - Schweizerische Votkspartei

{s0} t38lGrüne Partei

26 237

" Zur lnterpretation der statistischen Masszahten vgt. "Methodischer Steckbrief>.
Die Zahten in Ktammern geben [edigtich eine Tendenz an, da die AnzahL FäLte unter 50 Liegt

und deshatb keine vertässtichen Sch[üsse zutässt.
o ipz / gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössrschen Abstimmungen vom 27. September 2009

Keine Partei



Zunächst einmaIwussten 16 Prozent der Teitnehmenden gar nichi (mehr], ob sie grössere
Entscheidschwierigkeiten hatten oder nicht. Diese ZahI deutet bereits darauf hin, dass sich
ein beträchtticher TerL nicht altzu intensiv mit der Vortage beschäftigt hatte. Sodann ge-
standen 42ProzenI, dass sre erhebtiche Schwierigkeiten hatten, sich zu entscheiden. Es ist
nicht zu vermuten, dass diese Entscheidschwierigkeit aus einer informierten AmbivaLenz
resuLtierte, sondern eher die FoLge einer aus Uninformiertheit herrührenden Unsicherheit
war, Dies schLug sich zumindest teiLweise auch im Entscheidzeitpunkt nieder: Mehr als ein

DntteL der Teitnehmenden biLdete sich die endgüttige Meinung zur attgemeinen Volksinitia-
tive erst in der Letzten Woche vor dem Urnengang.

Tabel.te 1.3: Zeitpunkt der Stimmentscheidung und Schwierigkeit bei der
Meinungsbil,dung, in Prozent der Teitnehmenden In=5581

BUNDESBESCHLUSS UBER EINE BEFRISTETE

ZUS AT ZFI N AN Z I E R U N G D E R I NVALI D E NVE RS I C H E R U N G

DURCH ANHEBUNG DER MEHRWERTSTEUERSÄTZE

IIV-ZUSATZ FI NANZI ER U N GJ

Die Ausgangstage

Am 27. September 2009 hatten die Schweizer Stimmberechtigten über eine Erhöhung der

Mehrwertsteuersätze zum Zwecke einer befristeten Zusatzfinanzierung der InvaIidenversi-

cherung zu befinden. Eine lV-Zusatzfinanzierung wurde von Regierung und Partament ats

nöiig erachtet, um die finanzieLL schwer angeschtagene lnvaLidenversicherung zu sanieren.

Ein erster Schritt dahin war die 2007 von VoIk und Ständen angenommene 5 lV-Revision.

Die darin festgeLegten Spar- und EingLiederungsmassnahmen würden jedoch nicht ausrei-

chen, um das massive Defizit der lV zu decken, argumentierten die Befürworierlnnen der

Zusatzfinanzierung. DeshaLb sei zusätzLich eine auf sieben Jahre befristete Erhöhung der

Mehrwertsteuersätze im Umfang von 0.8 Prozent notwendig. Damit [iesse sich dasTährliche

Defizitder lV in der Höhe von 1.5 MiLtiarden Franken ausgLeichen. Die den AHV-Ausgteichs-

fonds betastende lV-Schuld2 solte dadurch getrtgt werden, dass mit Annahme der Vorlage

ein eigenständiger lV-Ausgteichsfonds geschaffen wird, in wetchen die AHV ein- und Letzt-

matig 5 Mittiarden Franken zu überweisen habe. Dieses Konzept, das einerVerfassungsän-

derung bedurfte und somit eine obLigatorische Volksabstimmung zur Fotge hatte, schtugen

Regierung und Partament vor, um die lnvaLidenversicherung zu entschuLden.

Unterstützung fand die Vorlage bei der Linken, bei den bürgerLichen Parteien und - mit
wenigen Ausnahmen - auch bei den grossen Wirtschaftsverbänden. Bekämpft wurde die

befristete Mehrwertsteuererhöhung von der SVP. Sie war der Ansicht, dass man einzig mit
einer resoLuten Missbrauchsbekämpfung den SchuLdenberg der lV abtragen könne.

Der Abstimmungskampf verlief ftau. Die Kampagnen erzielten eine vergteichsweise ge-

ringe MobiIisierungswirkung: LedigLich 40.8 Prozent der Stimmberechtigten beteiLigten

sich an der Abstimmung vom 27. September 2009 (durchschnittLiche TeiLnahmequote für
1991-2008: 43.8o/o).3 Der Abstimmungsausgang hingegen war [ange offen. Zwar stimmte

eine klare, schweizweite Mehrheit von 54.5 Prozeni der TeiLnehmenden f ür die Vorlage. Das

erfordertiche Ständemehr wurde jedoch nur mit dem knappest mögLichen Ergebnis (12 zu

11 StändeJ erreicht. Dabei wurde auf der potitischen Landkarte der Schweiz wreder derjeni-

ge Graben sichtbar, der sich auch schon bei einigen europapotitischen Abstimmungen aus

der jüngeren Vergangenheit geöffnet hatte: Dre Westschweiz und die urbanen Kantone der

Deutschschweiz votierten für ein Ja, die tändlichen Kantone der Ostschweiz und der lnner-
schweiz hingegen verwarfen die Vorlage überwiegend.

'? 
Die lV rst bei der AHV aktue[[ mit 13 Mia. CHF verschuldet

3 bfs.admin.ch

lV-Zusatzf i nanzieru ng Verzicht Allgemeine
Votksinitiative

Zeitpunkt des Stimmentscheids

Von Beqinn weq klar 27 21

2. bis 6. Woche vor der Abstimmung 1,5 /r2

1 Tag bis 1 Woche vor der Abstimmung 29 37

Schwierigkeit der Entscheidung

Eher einfache Entscheidung 71 /12

Eher schwierige Entscheidung 26 L2

Weiss nicht, keine Antwort 4 16

o ipz / gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 27. September 2009
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Das Abstimmungsprofit

Die AnaLyse des Abstimmungsprofits zeigt, dass bei dieser Vortage gese[[schafttrche
Merkmale wie Atter, Geschtecht und BiLdungsniveau keinen signifikanten Einftuss auf den

Stimmentscheid hatten. Wesentlich höhere Erk[ärungskraft hatten hingegen die in Tabette
2.1 ausgewiesenen potitischen Merkmate Parteiaffinität, ideoLogische Selbsteinschätzung
sowie einzetne geseltschaftspoLitische Wertevorstettungen.
Trotz der flauen Kampagne im Vorfetd der Abstimmung haben die Anhängerschaften der
Parteien deren Paro[en mehrheittich befotgt. Im Lager der Befürwortenden war die Pa-
rotenkonformität bei den Sympathisantlnnen der Grünen am höchsten: Nur qerade vier
Prozent von ihnen haben die VorLage abge[ehnt. Die SVP-WähLerschaft hiett sich ähnLich

diszipLiniert an rhre Parteilinie: B3 Prozent stimmten gegen die lV-Zusatzfinanzierung.a Die

Anhängerschaften der beiden Mitte-Parteien CVP und FDP votierten in unserer Stichprobe
mehrheittich für die Vor[age,s ebenso die SPS-Sympathisantlnnen. Der Graben zwischen
Abstimmungsgegnerlnnen und -befürworterlnnen verlief demnach entlang Mitte-Links und

Rechts. Bei sotchen Abstimmungen ist es häufig entscheidend, wie sich die zahtenmässig
starke Gruppe der Parteiungebundenen entscheidet. Deren Stimmverhalten zeigt, dass es

der SVP nicht ge[ungen ist, eine k[are Mehrheit der Parteiungebundenen für ihre AnLiegen

zu gewinnen. ln unserer Stichprobe haben die parteiunabhängigen Stimmbürgerlnnen der
Vorlage gar mit 57 Prozent zugestimmt.
Der Graben zwischen Mitte-Links und Rechts[aussen], der sich bei dieser Abstimmung öff-
nete, wird am Stimmverhatten der ideologischen Lager noch etwas deutticher: Bef ragte, die

sich in der Mitte oder auf der [inken Seite des politischen Spektrums einordnen, haben sich
signifikant stärker für die Vortage ausgesprochen aLs jene, die sich rechtsaussen einstufen.
Bei denjenigen, die sich setbst dem gemässigt-rechten Lagerzuordnen, hietten sich Ja- und

Nein-Stimmen rn etwa die Waage [44 Prozenl Ja-Stimmen, 56 Prozent Nein-Stimmen].

Mit dem Abstimmungsgegenstand wurden verschiedentLich auch aus[änderpolitische
Sachfragen verknüpft. In der Tat spielte die Haltung zur auständischen Wohnbevötkerung
eine RoLLe beim Stimmentscheid.
Befürworterlnnen einer Chanceng[eichheit für Auständerlnnen haben der Vorlage deutlich
häuf iger [68%] zugestimmt a[s TeiLnehmende, die der GLeichberechtigung von Aus[änderlnnen
negativ gegenüberstehen [39%). Bei Letzteren stiess das Argument, wonach eine lV-Zusatzfi

nanzierung einer "Batkanisierung> der lV Vorschub [eiste, auf besonders hohe Zustimmung.

aTestet man ein muttivariates Modett, das aIte retevanten potitischen Variabten enthätt, so erweist sich
die SVP-ldentifikation als die erklärungskräftigste VariabLe. Die Wahrscheintichkeit, Nein zu stimmen,
ist - bei Konstanthattung anderer potitischen Merkmate wie Links-Rechts-SeIbsteinstufung und Re-

gierungsvertrauen - für SVP-Anhängerlnnen mehr ats viermaI so hoch wie für die anderen Parteian-
hängerlnnen.

5 Der Stichprobenfehler für die FDP-Anhängerschaft beträgt 10.6 Prozent lder.wahreo AnteiI Ja-Stim-
menden Iiegt somit mit 95-prozentiger Sicherheit zwischen 48 und 70 Prozent), derjenige für die CVP

12.8 Prozent (der effektive Ja-Stimmenanteit Iiegt demnach mit 95-prozentiger Sicherheit zwischen
48 und 74 Prozentl. Eindeutige, statistisch ver[ässLiche Aussagen zu den Mehrheitsverhältnissen sind
somit nicht mögtich, da der <wahre,> Wert über oder unter der 50%-Schwette Iiegen könnte.

ZuLetzt hatte auch das Regierungsvertrauen einen starken Einfluss auf den Entscheid

der Stimmenden. Wer dem Bundesrat vertraut, hat die Vorlage zu 69 Prozent angenommen.

Bei den Regierungsmisstrauischen beträgt dieser AnteiL30 Prozentpunkte weniger.

TabeLLe 2.1 : lV-Zusatzfinanzierung - Stimmverhalten nach potitischen Merkmaten,

in Prozent Ja-Stimmender

M e rkma te/Katego ri e n Korrelationskoef f izient'

Totat VOX I ichtetl

o/o Ja' n

54.B'lo 558

Parteisympathie .43* **

SPS - Sozialdemokratische Partei 70 98

CVP - Christtichdemokratische Votksparter 61 56

FDP. Die LiberaLen 59 82

SVP - Schweizerrsche Volkspartei 17 79

Grüne Partei te6l 122)

Keine Partei 57 77

Einordnung auf der Links/Rechts-Achse 30***

Linksaussen 176) {371

Links 67 131

Mitte 61 168

Rechts 4lJ 95

Rechtsaussen 26 66

Wertvorsteltung: 0f f enheit der Schweiz 26*t*

Präferenz of fene Schweiz 66 297

Gemischte Vorste[[ungen 41 185

Präferenz verschtossene Schwerz l3el (411

Wertvorstetlu ng: C ha ncengleich heit Austä nde rl nnen ,25+ + +

Präferenz Chanceng[eichheit 6B 155

Gemischte Vorstetlungen 59 187

Präferenz Chancenungleichheit 39 183

Reg ieru ngsvertraue n .29*rt
Vertrauen 69 241

Misstrauen 39 225

" Zur Interpretation der statistischen Masszahlen vgt. "Methodischer Steckbrief>.
Die Zah[en in Ktammern geben Lediglich eine Tendenz an, da die AnzahI Fä[[e unter 50 [iegt und

deshatb keine ver[ässtichen SchLüsse zutässt.
o ipz / gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 27. September 2009.
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Die poLitischen MerkmaLe waren derart prägend für den Entscheid, dass soziodemogra-
phische Bestimmungsgründe ohne Wirkung bIieben. Die Betroffenheit spieLte zwar eine

gewisse Rotte beim Entscheid, jedoch keine besonders erklärungskräftige: Personen, die

seLbst lV Leistungen beziehen, haben der lV-Zusatzfinanzierung zwar deutLich zugestimmt
[89%) 0b man aber lV-Bezügerlnnen in der eigenen Familie respektive im Bekanntenkreis
hat oder ob man niemanden kennt, der lV-Leistungen bezieht, war für den Enischeid nicht
a u ssch La gg e be nd.

Tabette 2.2: lY-Zusatzfinanzierung - Stimmverhalten nach geseLtschaf ttichen Merkma[en,
in Prozent Ja-Stimmender

Die Wahrnehmung

Von den unterschiedtichen Aspekten der Vorlage dominierte die Steuerdimension die Wahr-

nehmung der Bef ragten. Mehr aLs die HäLf te der Stimmberechtigten (56%) und fast 70 Pro-

zent der Teitnehmenden verknüpften mit der Vorlage spontan die Erhöhung der Mehrwert-

steuer. Die damit anvisierte Sanierung der lV und Enttastung der AHV stand nur fÜr eine

Minderheit der Befragten im Vordergrund. Diese an sich schLechte AusgangsLage für die

Befürwortenden bLieb aber ohne Wirkung für das Stimmresuttat. Unter denjenigen Teit-

nehmenden, bei denen die Steuererhöhung die lnhaLtswahrnehmung dominierte, stimmten

53.4 Prozent dennoch für die Zusatzfinanzierung. Dies ist ern erster Hinweis darauf, dass,

obwohI die lV-Zusatzfinanzierunq primär ats Steuererhöhung wahrgenommen wurde, eine

Bereitschaft bestand, diese zugunsten einer lV-Sanierung hinzunehmen.

TabetLe 2.3: lV-Zusatzfinanzierung - Wahrnehmung der lnhalte, in Prozent

Stimmberechtigter Inur Erstnennungenl

Wahrnehmungr Totat
% lnl

Teitnehmende
% lnl

N ichtteilne h me nde
% lnl

Ibefristete] Erhöhung der Mehrwertsteuer s6 (s61 l 69 (2801 47 1279)

Enttastunq der AHV

Sanierung lV

2 122) 4 l17l 1 {41

12 1120) 12 l47l 12 17 4)

ALtgemeine Aussagen 2 l20l 3 t10l 2le)

Anderes

Weiss nicht, keine Antwort

4 l37l s t21l 3 t16l

25 [2/49) B t34l 36 t21 1l

Tota I 1 00 [1 009] 1 00 t4091 100 l5e3l

* Die Aussagen wurden nach Teitnahme gewichtet.
a ipz / gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 27. September 2009

Die Entscheidmotive

Für die Bef ürwortenden war vor atlem die Sanierung der lV zentrat. Dieses Motiv wurde von 30

Prozent der Befragten spontan an ersterStetIe genannt. Zusätztiche 16 Prozent hielten die Zu-

satzf inanzierung gar f ür unvermeidbar und gaben als Hauptmotiv an, dass man - wotle man die

lV sanieren - LetztLich gar keine andere WahL hätte. Weitere, häufig genannte EntscheidgrÜnde

waren die Rettung der AHV IB%l sowie diverse f inanzietIe Motive (10%]. SoLidaritätsgef Lihte mit

den lV-Bezügerlnnen bewogen neun Prozent der Befragten, derVorlage zuzustimmen.

EmpfehLungen von Parteien, Behörden oder von Verwandten und Bekannten wurden sowohI

auf Seiten der Befürworterlnnen wie auch auf Seiten der Gegnerlnnen nur in geringem Mas-

se aLs Motive für den Entscheid genannt. Dies Liegt wohI am relativ hohen Informiertheits-

niveau der Stimmenden. Bei hoher Informrertheit ist die Relevanz von Heuristiken gering.

Die am häufigsten genannten Nein-Motive betrafen finanzieILe Aspekte. Besonders häu-

fig wurde die Erhöhung der Mehrwertsteuer aLs Grund für die Abtehnunq erwähnt. Dabei

M e r kma le/Kateg o rie n olo Ja' n Korretationskoef f izient.

TotatVOX lqewichtetl 5L Bo/" 530

Alter n.s.

18 bis 29.lahre (5Bl t36l

30 bis 39.Jahre EE 77

40 bis 49 Jahre 46 100

61 101

121

50 bis 59 Jahre

60 bis 69 Jahre

70 und mehr Jahre

5B

53 95

Geschlecht n.5.

WeibLich 58

Mä n n Iich 52 283

Bildungsniveau n,s.

55 22/J

55 264

Tief

Hoch

Mittet

t5 5l 142)

lV- Bezug n.s.

Bezieht selbst Leistunqen lBel l18l

Jemand in der FamiLie bezieht lV-Leistunqen 57 7/1

Jemand im Bekanntenkreis bezieht lV-Leistunqen 50 117

Kennt niemanden, der lV-Leistunqen bezieht 55 308

' Zur lnterpretation der statistischen lVasszahten vgt. "Methodischer Steckbrief ".
Die Zahten in Ktammern geben Iedigtich eine Tendenz an, da die AnzahL FäL[e unter 50 [iegt
und deshatb keine ver[ässIichen Sch[üsse zutässt.
o ipz / gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 27. September 2009.
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wurde vietfach geäussert, dass Steuererhöhungen während einer Finanzkrise eine denkbar
faIsche Massnahme sei. Ausserdem bezweifette eine beträchttiche ZahL von Nein-Stim-
menden, dass es bei einer befristeten Erhöhung der Mehrwertsteuer bteiben würde. Sie

befürchteten, dass diese einen permanenten Charakter erhalten könnte.
Die am zweithäufigsten geäusserte Kritik war, dass die Probleme der lV mit der vorge-
schLagenen Zusatzfinanzierung nicht nachhattig getöst würden. Über ein DritteL [3Bo/oJ der
Befragten gab dies aLs primären Grund für ihre ablehnende HaLtung an. Innerhalb dieser
Argumentationslinie war die Auf fassung, dass zuerst der lV-Missbrauch in den Griff zu krie-
gen sei, besonders stark verireten. l4 Prozent der Erstnennungen gingen in diese Richtung.
ZusätzLich wiesen vier Prozent der Nein-Stimmenden darauf hin, Fätte von Missbrauch zu

<<kennen>. Es ist anzunehmen, dass auch diese Stimmenden der Missbrauchsbekämpfung
den Vorzug gegenüber einer Zusatzfinanzierung geben woltten.

Tabette 2.4: lY-Zusalzfinanzierung - Motive der Stimmenden Imehrere Antworten
mögtichl

1 00 (240)

opzl

Die Pro- und Kontra-Argumente

Das AntwortverhaLten der Befragten zu den Pro- und Kontra-Argumenten macht vor allem
eines deuttich: Zwar war eine Mehrheit der Stimmenden mit der Einschätzung, wonach die
SchuLden der lV ein ProbLem darsteLLen und eine Zusatzfinanzierung erforderlich machen,
einverstanden. Auch mit den meisten Argumenten der Gegnerschaft zeigte sich die Stimm-
bürgerschaft mehrheittich einverstanden. Dies führte jedoch gLeichwohI zu unterschied-
Lichen Schtüssen bezügLich des Entscheids. Die einzetnen Argumente spurten demnach
keinen Entscheid wegweisend vor, in ihrem Zusammenwirken.jedoch waren sie stimment-
scheidend, wie wir später sehen werden.

Zu den einzelnen Argumenten:
Drei der vier abgefragten Pro-Argumente scheinen sowohI unter Gegnerschaft wie unter
der Befürworterschaft unbestritten zu sein:
* Mit dem Argument, dass die lVwegen der Verschutdung auf eine Zusatzfinanzierung ange-

wiesen sei, war eine Mehrheit der Stimmenden und über 90 Prozent der Ja-Stimmenden
einverstanden. Doch auch unter der VorLagengegnerschaft gaben 57 Prozent zu, dass
zusätzLiche Mittet f Lir die lV benötigt werden.

- Ebenso waren 76 Prozent a[[er Strmmenden damit einverstanden, dass die VerschuLdung
der lV zu Leistungskürzungen führen könnte. Bemerkenswerterweise war ein beinahe
ebenso grosser AnteiL der Nein Stimmenden mit dieser Aussage einverstanden wie bei

den Ja-Stimmenden {75010, respektive 76%).

- Das Pro-Argument, wonach die Entkoppelung von AHV und lV einen sparsameren Umgang
mit den lV-Mittetn erzwingen würde, stiess bei der Gegnerschaft der Vor[age sogar auf
mehr Akzeptanz a[s bei den Ja-Stimmenden [B4ol0, respektive 79%)

Diese Pro-Argumente Leuchteten also einem breiten TeiL der Stimmberechtigten ein, waren
aber ats MobiIisierungsargumente für die Vortage nicht besonders geeignet, da sie unter
der Gegnerschaft der Vorlage ebenso akzeptiert wurden, diese jedoch nicht zu erner Ande-
rung ihres Entscheids zu bewegen vermochte.
Deuttich umstrittener war das Pro-Argument, wonach eine Erhöhung der Mehrwertsteuer
die AHV entLaste. Bei diesem Argument unterschieden sich die HaLtungen der Befürworte-
rlnnen und Gegnerlnnen derVorlage klar. Die Ja Stimmenden pflichteten diesem Argument
zu B3 Prozent bei, während dieserAnteiL bei der Gegnerschaft bLoss 2B Prozent betrug. Zu-
sätzlich stimmten 78 Prozent derjenigen Bef ragten, die mit diesem Argument einverstanden
waren, auch tatsächLich ftir die Vorlage. Wie aus derAnalyse der lnhaltswahrnehmung und
der spontan genannten Motive hervorgeht, war f ür die Stimmenden die Erhöhung der Mehr,
wertsteuer ein zenirales Etement dieser Vortage. Zumeist bedeutet eine drohende Steuer-
mehrbeLastung fÜr eine Vorlage nichts Gutes. In diesem Fatt - die hohe Zustimmung für das
AHV-Enttastungsargument bezeugt dies - waren die Ja-Stimmenden offenbar bereit, zur
Sicherung derAHV-Finanzierung die <Kröte einer Mehrwertsteuererhöhung zu schlucken".

Erstnennungen
in % lnl

Sanierunq der lV

Unvermeidtich zur Sanierunq der lV lchatte keine andere Wah[>)

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid

JA-Stimmende

30 t88l

16 11'6)

A[tgemein positive Aussaqen

Diverse finanzietle Motive

11 {331

10 (2el

e l25lSoIidarität, Mitgef üht

Rettunq der AHV 8 t23l
Selbst betroffen 6 t16l

Argumente haben überzeuqt

Em pfeh [u nge n

4 (101

3 [10]

Anderes 1 {3}

2 {81

/,21101]r

100 [291]

FinanzieLte kte

davon: Steuererhöhun

Weiss nicht / keine An

TOTAL

NEIN-Stimmende

27 t63)

Prob[em wird nicht gelöst 38 t90l

davon: lV-Missbrauch in den Griff krieqen 14 t33l

AtLqemein neqatrve Aussaqen 12 l28l

Kennt Fätte von Missbrauch 1, t10l

Em pfeh Lu nge n 1 t1l

Weiss nicht / keine Angabe

Andere

2l5l
2 {sl

TOTAL

16

fs.bern: VOX-A der eidgenössischen Abstimmungen vom 27. September 2009
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Bei den Kontra-Argumenten war die Aussage, dass die lV durch Sparanstrengungen und

Missbrauchsbekämpfung saniert werden soLtte, unbestritten. 87 Prozent a[[er Stimmen-
den erklärten sich damit einverstanden. Die Verhattenskonsistenz beträgt hierjedoch nur
49 Prozent, d.h. nur jeder Zweite, der mit diesem Argument einverstanden war, stimmte
auch gegen die Vortage. Diejenigen Stimmenden, die dem Argument beipflichteten, aber
gLeichzeitig ein Ja in die Urne l.egten, waren offenbar der Ansicht, dass die lV-Sanierung
nicht btoss durch Missbrauchsbekämpfung erreicht werden könne, sondern auf zwei Pfei-
Lern beruhen sollte: Sparanstrengungen und Missbrauchsbekämpfung einerseits und eine

Zusatzfinanzierung andererseits.
Eine Mehrheit der Stimmenden zeigte sich mit dem Kontra-Argument einverstanden, wo-
nach eine Steuererhöhung während der Rezession falsch sei Über die Häl.fte der Ja-Stim
menden (54%J teitte diese Meinung ebenfalts, Liess sich davon aber nicht zu einem Entscheid
gegen die VorLage bewegen. Die Bereitschaft, eine Erhöhung der Mehrwertsteuer um der

Sanierung von lV und AHV wiLten zu akzeptieren, zeigt sich auch beim AntwortverhaLten zu

diesem Argument.
Unter den Argumenten gegen die Zusatzfinanzierung fand das <Balkanisierungsargument>

am wenigsten Anktang bei den Stimmenden. Nur 41 Prozent der Stimmenden waren damit
einverstanden. Indes, unterscheiden sich hier die Meinungen von Ja- und Nein-Stimmenden
deutLich. Auf Zustimmung stiess das Argument vor aL[em bei Anhängerlnnen der SVP. An-
hängerlnnen anderer Parteien oder parteiLose Stimmende Liessen sich nur begrenzt durch
dieses Argument mobilisieren
Das Argument der Gegnerlnnen, wonach die Zusatzfinanzierung durch Erhöhung der Mehr-
wertsieuer vor aL[em tiefe Einkommen belaste, stiess bei 54 Prozent aL[er Stimmenden auf

Akzeptanz. Ein Drittet [33%) derJa-Stimmenden teiLten die Sichtweise, [iessen sich deswe-
gen aber nicht davon überzeugen, die Vorlage abzutehnen.

Tabette 2.5: lV-Zusatzfinanzierung - Anklang der Pro- und Kontra-Argumente bei den

Stimmenden in Prozent

31

1+1

Ja-Stimmende 62

Nein-Stimmende 15

Resuttate in Linrenprozenten. Lesebeispiet: 75% atter Stimmenden [91% der Ja-Stimmenden;
570/o der Nein-Stimmendenl pftichteten dem ersten Argument l<Die lV hat Schutden von 13 Mitliarden
und ist auf eine Zusatzfinanzierung angewiesen"l zu,20o/o [5% der Ja-Stimmenden und 39% der
Nein-Stimmendenl Lehnten es ab und 4o/o[4o/o;5%] konnten sich nicht entscheiden.
n Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = 558 lgewichtet),
" VerhaLtenskonsistenz Liegt dann vor, wenn mögtichst viete, die sich mit einem Pro-Argument

Iresp. Kontra-Argument) einverstanden erktären, auch tatsächIich Ja Iresp. Nein] stimmen.
a ipz / gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 27. September 2009.

nicht ein-
verständen

Konsi-
stenz'

Pro-Argumenta

AE

einver-
standen

20 1+

weiss
nicht

91 5 4

57 39 5

66

58 aa 9

11 683

?o 13

78

59

76 17 7

76 17 7

75 17 8

55

B1 9 10

1179 10 54

B4 B 9

einver-
standen

nicht ein-
verstanden

weiss
nicht

Konsis-
tenz'

269

5L

29

/r2 L

B6 13 0

57

2B7 11

B1 17 2

95

49

41 51

3 2

25 67 8

60

55

8

4

5

Argument I

<Die lV hat Schutden von 13 Mittiarden
und ist auI eine Zusatzlinanzierung
anqewiesen.,

Argument ll
<Die Zusatzfinanzierung der lV über die

Mehrwertsteuererhöhung ent[astet
dle AHV und sichert A[tersrenten."

Argument lll
<Wenn die lV weiter in die VerschuI

dung abgLeitet, kommt es zu

Leistungskürzungen.>

Argument lV

"Ein von der AHV unabhängiger lV-

Fonds zwingt die lV dazu, sparsamer
mit den Mittetn umzugehen."

Argument I

<Steuererhöhungen mitten in einer Re-

zession sind fatsch und betasten Men-
schen und Wirtschaf I übermässig.,

Argument ll

"Die lV soltte durch Sparanstren-
gungen und stärkere Missbrauchs-
bekämpfung saniert werden.>

Argument lll
<Die Zusatzfinanzierung der lV [eistet
einer BaIkanisierung der lV nur noch
weiter Vorschub."

Argument lV

"Eine Mehrwertsteuererhöhung f ür
die lV ist ungerecht, weilsie tiefe
Einkommen stärker betastet.>

Stimmende

Kontra-Argu mente

81

33

4

66

67
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Zur gtobaten Argumentenposition:
DerArgumententest zeigt, dass die Stimmberechtigten nur selten vö[Lig von den Argumenten
der Gegner- bzw. der Befürworterschaft überzeugi waren. VieLe Stimmende wiesen offenbar
eine ambivatente Hattung zur Vorlage auf. Ambivatenz bei einer Sachabstimmung wiederum
liegt dann vor, wenn ein lndividuum gLeichzeitig positive wie auch negative Erwägungen vor-
nimmt. Um dies empirisch erhärten zu können, haben wir eine gtobate Argumentenposition6
ersteLtt, in wetche die HaLtung zu alten abgef ragten Argumenten einfloss. Die Annahme, wet-
che dieser argumentenbasierten lssue-Position zugrunde Liegt, ist diejenige, dass der Mei-
nungsbiLdungsprozess bei einer Sachabstimmung einem nüchternen Abwägen von Pro- und

Kontra-Motiven gteichkommt. Spricht eine Mehrheit derArgumente für eine Ab[ehnung, wird
Nein gestimmt, überwiegen jedoch Pro-Argumente, so stimmt man derVorlage zu.

Die deskriptive Auswertung dieser Argumentenposition bestätigi zunächst einmaLdie Ver-
mutungen, die bereits im Zusammenhang mit dem Argumententest geäussert wurden: Ein

beachtlicher Teit der Stimmenden (19olo) war offenbar hin- und herqerissen zwischen einem
Ja und einem Nein. Diese Gruppe von Stimmberechtigten zeigte sich sowohL mit den Pro-
aLs auch mit den Kontra-Argumenten einverstanden bzw. nicht einverstanden. Diese Grup-
pe bekundete wenig überraschend auch grössere Entscheidschwierigkeiten und entschied
sich tendenzietl auch später. Eine deutliche Mehrheit von 70 Prozent wies eine argumenta-
tive Tendenz auf, die jedoch nicht attzu stark ausgeprägt war. Und bei bloss elf Prozent der
Stimmenden ist eine klar festgetegte argumentative Disposition zu erkennen. Dies bestätigt
den Befund des Tests der einzelnen Argumente, wonach keines der Argumente fLir sich

aL[ein stimmentscheidend war.

Hingegen hatte die gLobate Argumentenposition - somit das Endresuttat des Abwägens aLLer

Argumente - einen enorm starken Einftuss auf das Stimmverhatten (Cramer's V = .64***1.

Wer einen negativen Wert bei der Argumentenposition aufwies (demnach überwogen bei

dieser Person die Kontra-Argumente), verwarf die Vortage mit sehr grosser Wahrschein-
tichkeit (85%1. Diejenigen hingegen, bei denen Pro-Motive in der MehrzahIwaren, sprachen
sich mit überwältigender Mehrheit (83%l zugunsten der lV-Zusatzfinanzierung aus. Die am-
bivalenten Stimmenden wiederum - hin- und hergerissen zwischen einem Ja und einem

Nein - entschieden sich schLiesslich maLso, maLanders - bei ihnen betrug das Stimmenver-
häLtnis zwischen Ja und Nein 44% zu 56o/o.l\urz, zwar hatten die einzetnen Argumente kei-
nen stimmentscheidenden Einfluss, aber im Zusammenwirken übten sie eine enorm starke
Wirkung auf das Verhalten an der Urne aus. Dies betegt zum einen, dass die Argumente der
potitischen Etiien beachtet werden und zum anderen, dass die Stimmbürgerschaft zumin-
dest bei vertrauten Abstimmunqsthemen arqumentbasiert entscheidet.

6 Zwecks Messung des Kristaltisationsgrades der argumentativen Hattung wurden die Antwortkategorien
zu den acht abgefragten Argumenten rekodiert. Wer mit der bundesrätlichen Position sehr einverstanden
war, erhieLt den Wert 2 zuqewiesen, wer damit <eher einverstanden>' war, den Wert 1. Wer sich einer Mei-
nungsangabe enthie[t, dem wurde derWert 0 zugeordnet. Wer der bundesrättichen Ha[tung energisch wi-
dersprach, erhiett den Wert -2, wer ihr nur halbherzig widersprach, den Wert -1 zugewiesen. Die Scores
für die einzetnen Argumente wurden anschtiessend summiert. Ein Befragter konnte somit maxima[ -
wenn er sich gänztich mit der Behördenseite einverstanden zeigte - +16 Punkte, im gegenteiIigen Fa[[

-16 Punkte erzieLen. Wer einen Wert von 0 [oder nahe 0] erziette, war hingegen hochgradig ambivatent.

)

BUNDESBESCHLUSS VOM 19.12.2008 UBER DEN

VERZICHT AUF DIE EINFÜHRUNG DER ALLGEMEINEN
VO LKSIN ITIATIVE

Die Ausgangstage

Die Verfassungsgrundlage für eine aLlgemeine Votksinitiative wurde am 9. Februar 2003 von

VoLk und Ständen angenommen. Sie sah vor, dass lnitiativanIiegen <in einer aLlgemeinen
Anregung" vertangt werden können. Der Unterschied zur bisherigen VoIksinitiative in der
Form der altgemeinen Anregung bestand im Wesentlichen darin, dass neu auch Geseizes-
änderungen angeregt werden konnten, wobei das Partament zu entscheiden hätte, auf weL-

cher Normenstufe lVerfassungs- oder Gesetzesstufe) das Antiegen zu regeLn sei. Das 2003

angenommene, neue Votksrecht bedurfte in der Fotge einer Ausführungsgesetzgebung. Das

Partament sah sich jedoch ausserstande, die Ausführungsbestimmungen für eine prakti-
sche Umsetzung der atlgemeinen Volksinitiative zu definieren. Aus diesem Grund schlugen
Regierung und Parlament die Aufhebung der entsprechenden VerfassungsartikeI vor.

Die Position von Regierung und Partament erhielt breite Unterstützung von beinahe atlen
Parteien und Verbänden.7 Es fand sich auch bei den Schtussabstimmungen in den beiden
Parlamentskammern kaum jemand, weLcheIr] die Rückgängigmachung der Verfassungsän-
derung von 2003 nicht unterstützte.8 Es Iiegt demnach ein beispiel.hafter Fattvon ELitenkon-
sens vor: ElitensignaLe, die zu einerAbtehnung derVortage rieten, sind - bis auf ganz wenige

Ausnahmen - nicht ausgesendet worden. ALl.erdings hat das Stimmvotk auch kaum unter-
stützende Elitensigna[e wahrgenommen, denn eine öffentliche Diskussion zum vorgetegten
Abstimmungsthema fand nicht statt. Die Parteien und Verbände verzichteten fast volLständiq
auf ein Engagement im Abstimmungskampf. Wir haben es somit mit dem sehrseltenen Fat[

eines Urnenganges zu tun, bei dem die MeinungsbiLdung - zumindest [ange Zeit * prak-
tisch unabhängig von Elitensignalen stattfand. Die Vorumfragen des Forschungsinstitut gfs.

bern wiesen denn auch eine rekordverdächtige ZahI von Unsch[üssigen bis (fast) zutetzt aus.
Aus diesen Gründen wurde im VorfeLd derAbstimmung von Seiten der Befürwortenden eine
Niedertage an der Urne befürchtet.e Dies traf jedoch nicht ein. Der BundesbeschLuss wurde
durch eine satte Zweidrittetmehrheit angenommen und die attgemeine Volksinitiative somit
wieder abgeschafft. Der Ja-AnteiI von 67.9 Prozent entspricht dabei beinahe demjenigen für
ihre Einf ührun g 2003 I70.4okl. Attein diese Zahlen lassen vermuten, dass die Stimmberechr
tigten (möglicherweisel spät, aber- aus derSichtweise der Befürworterschaft - nicht zu spät
den Empfehlungen der politischen Etiten gefoLgt sind.

7 Auf der Partamentshomepage lwww.partament.chl wird einzig eine Nein-Paro[e der Jungfreisinnigen
a u sg ewie se n.

sBei den Schtussabstimmungen im Nationat- und Ständerat über den <Bundesbeschtuss über den
Verzicht auf die Einführung der aLtgemeinen Votksinitiative" wurde insgesamt bLoss eine Gegenstimme
registriert lhttp,//www.parlament.ch/afs/data/d/rbld,rb 20060458.htm1.

'Vgt. N ZZ vom 1 5. Septem ber 2009: < Schweigen a uf a Iten Ka nä[en".

\
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Das AbstimmungsprofiL

Die Anatyse des Abstimmungsprofits zeigt auf, dass die Vorlage praktisch über aLte Merk-
matsgruppen und BevöLkerungssegmente hinweg mehrheitlich angenommen wurde. Es

f inden sich so gut wie keine gese[[schaf tLichen Gruppen, welche der Abschaf f ung der atlge-
meinen Votksinitiative nicht mehrheittich zugestimmt hätten. So haben beispietsweise atte

in der Iabelle 3./ ausgewiesenen Parteianhängerschaften mehrheittich parotenkonform
und somit Ja gestimmt.l0 Die Unterschiede zwischen den einzeInen Sympathisantengruppen
sind dabei vernachtässigbar gering. Einzig bei der SVP-Anhängerschaft Liegt der Support in

unserer Stichprobe unter 60 Prozent.

Auch die Links-Rechts-Setbsteinschätzung besitzt für den Entscheid der Stimmbürgerln-
nen nur einen geringen Erk[ärungsgehatt: Linkswie Rechts wurde derVorlage mehrheittich
zugestimmt. Ebenso sprachen sich fast atte Alters-, Berufs- und Einkommensgruppen in

ihrer Mehrheit für einen Verzicht auf die Attgemeine Votksinitiative aus [vgl. Tabelle 3.21.

'0 Dies bedeutet a[[erdings noch nicht, dass sie auch um die Parote ihrer bevorzugten Partei gewusst ha-
ben. Tatsächlich ga ben nu r 5 Prozent der Ja-Stimmenden an, der Parte iem pfehtung gefotgt zu sei n. Ei n

dreimaI so hoher AnteiI bezeichnete die EmpfehLung des Bundesrates [die gteich [autete wie diejenige

der Parteien) aLs wichtigste Stimmorientierung.

o'r)

o.()

Tabelte 3.1: Verzicht auf die Einführung der altgemeinen VoLksinitiative -
Stimmverhatten nach potitischen Merkmalen, in Prozent Ja-Stimmender

Wenn die gängigen Prädiktoren keine Erk[ärungskraft besitzen, dann drängt sich die Frage
auf, wetche anderen Faktoren denn stimmenischeidend waren. Birgt das Abstimmungsthe-
ma nur gertnges KonfliktpotentiaI und ist es ausserdem den Stimmbürgerlnnen nur wenig
vertraut, werden verstärkt Heuristiken - simpte Entscheidregetn, weLche die systematische
Auseinandersetzung mit dem lnhatt der Entscheidung ersetzen sotlen - eingesetzt. Zu die-
sen mentalen AbkÜrzungen gehört etwa das Regierungsvertrauen, aber auch die Bevorzu-
gung des Status Quo. ln der Tat hatte das Vertrauen rn den Bundesrat einen erhebtichen
Einftuss darauf, wie man sich entschied. Wer der Landesregierung vertraui, hat die Vortage
zu 76 Prozent angenommen. Bei den der Regierung Misstrauenden betrug dieser AnteiI nur
noch 53 Prozent. Dies legt die Vermutung nahe, dass in der prekären lnformationssituationlr,
in wetcher sich die Stimmenden befanden, doch wenigstens die Position der Regierung be-
kannt war,12 und diese in der Folge auch umgesetzt wurde.

i

67.9

73SPS - Sozialdemokratische Partei

Totat VOX I ic htet l 390

73

CVP - Christtichdemokratische Volkspartei t69l {4 5l

FDP- Die Libera[en 70 60

SVP - Schweizerische Votkspartei (s7 ) l46l

Grüne Partei (751 l20l

Keine Partei

Linksaussen

68

t68l
E60

l28l

97Links AF

Mitte 6/l 127

Rechts AE 68

ts41

11

{481

127Präferenz Chancenqteichheit

R ec htsa usse n

Gemischte VorsteItunqen 134

Präferenz Chancenung[eichheit

Vertrauen

EE

I
76

128

191

I
M isstrauen E' 1s6

"Zur Interpretation der statistischen MasszahLen vg[. <Methodischer Steckbrief>.
Die Zahten in Klammern geben tedigtich eine Tendenz an, da die Anzaht Fät[e unter 50 tiegt
und deshatb keine verlässtichen Schtüsse zutässt.
@ ipz/ gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Absttmmungen vom 27. September 2009.
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6t.9

Korrelations-
koeffizient.

{6 5l

n,s,

l82l l/,s)

71

Merkmate/Kategorien

tet)

t20l

40 bis 49 Jahre

30 bis 39 Jahre

18 bis 29 Jahre

Totat VOX I

Alter

66

66

70 77

99

I 8r*

162

.20|

011

{821

79

Entscheidschwierigkeit

194

Unter 3000 CHF 1301

3000-5000 cHF

64

5B

78

99

77

l43l

63

69

59

76

Eher schwer

50 bis 59 Jahre

70 und mehr Jahre

60 bis 69 Jahre

{4Bl

t28l

Eher leicht

Einkommen

TabeLLe 3.2: Verzicht auf die Einf ührung der atlgemeinen Vol.ksinitiative - Stimmverhatten
nach gesellschafttichen Merkmaten, in Prozent Ja-Stimmender

o/o Jao

390

5000-7000 cHF

7000-9000 cHF

9000-11000 cHF

Über 11000 CHF

" Zur Interpretation der statistischen Masszah[en vgt. "Methodrscher Steckbrief".
Die ZahLen in Ktammern geben IedigLich eine Tendenz an, da die AnzahI FätLe unter 50 Liegt

und deshalb keine vertäss[ichen Schtüsse zulässt.
o ipz / gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 27. September 2009

Wenn der lnformiertheitsgrad tief ist, wird ausserdem häufig auf die Status-Quo-Heuristik
zurückgegriffen. Sie hat den Vorteit, dass zu ihrer Anwendung keinertei vortagenspezifische
Kenntnisse notwendig sind Wer demnach äusserst schLecht informiert ist, zreht den (be-

kannten) Status Quo einer [unbekanntenJ Neuerung vor lndes, für eine Nutzung der Status-
Quo-Heuristik spricht empirisch wenig: Weder das vorlagenspezifische Informiertheits-
niveau noch die Bitdung übten einen signifikanten Effekt auf das Abstimmungsverha[ten
aus. Kurz, diejenigen, die nicht wussten, worum es ging, haben nicht signifikant häufiger
Nein gestimmt aLs die gut informierten Stimmbürgerlnnen.

'rDieAnatysederlnhattswahrnehmung [Kap.3.3lundderStimmmotive/3.4i betegen,dassderlnha[t
der Entscheidung einem beträcht[ichen TeiI der Stimmenden unbekannt war.

12 Diese Vermutung stützt sich einerseits auf die Ergebnisse der Motivanatyse /slehe Kapitel 3.4)
und andererseits darauf, dass das Bundesbüchtein eine Informationsquet[e ist, die der Stimmbürge-
rin/dem Stimmbürger zusammen mit dem EntscheidmateriaI stets kostentos zugesandt wird.

n

Die Wahrnehmung
Mit welchen lnhalten wurde die Vorlage spontan verknüpf t? Die etwas ernüchternde Antwort
darauf Lautet: mit keinen lnhaLten. Weniger ats die Hälfte atLer Stimmenden (l) konnte erne

substantieL[e Antwort auf die Frage nach dem Vorlagenthema geben. Dabei verweigerten 46

Prozent eine Antwort auf die InhaLtsfrage oder bekannten nicht {mehr) zu wissen, wovon die

Abstimmung handette. Weitere zwei Prozent der Stimmenden machten faLsche Angaben,

unter anderem diejenige, dass es um die generetLe Abschaffung des Initiativrechts ginge.

Vrer Prozent der Tei[nehmenden schliesslich äusserten sich derart genere[[, dass unklar
ist, ob sie tatsächLich um den Entscheidinhalt wussten. Die Kenntnis des Abstimmungsthe-
mas ist bei den Nicht-TeiInehmenden selbstredend noch etwas dürftiger: Etwa viervon fünf
Antworten {83%) sind unter die <weiss nicht"-Kategorie zu subsumieren.

Nur 48 Prozent der Tei[nehmenden vermochten bei der Inhaltsfrage auch inhaLtLiche

Aspekte zu nennen. Sie brachten die Vorlage dabei ausschLiesstich mit dem Verzicht auf

die Attgemeine Votksinitiative in Verbindung. Dazu bedurf te es f reiLich keiner aLtzu grossen
kognitiven Anstrengung, denn der Idurchaus aussagekräftige) Titet der Vortage wurde
vorgängig von der lnterviewerin/vom lnterviewer genannt.

TabetLe 3.3: Verzicht auf die Einführung der altgemeinen Volksinitiative - Wahrnehmung
der lnhatte, in Prozent Stimmberechtigter (nur Erstnennungenl

Wahrnehmungr
Teilnehmende N ichtteilnehmende

% lnl Yolnl

Abschaf f ung/Verzicht wegen
Nicht-Umsetzbarkeit bzw. Nicht-Nutzung

31 lt27) e t54)

Abschaf f ung/Verzicht ohne Angabe des
17 t68l 4 125)Grundes

em ei nes /, 116l

Falsche Angaben, Verwechslun g 2le)

Weiss nicht, zu komptiziert, keine Antwort /161187]' 83 [A92)

Tota I 100 110001 1407) 100 15911

* Die Aussagen wurden nach Teitnahme gewichtet.
t ipz / gfs.bern' VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 27. September 2009

Die Entscheidmotive

Ja-Motive
Wurde nach den Gründen für den Entscherd zugunsten einer Abschaffung der a[[gemeinen
Votksinitiative gefragt, so wurde vor alLem die PraxistaugLichkeit dieses drrektdemokrati-
schen Instruments angeführt.41 Prozent der Ja-Stimmenden gaben ats primären Ent-
scheidgrund die Undurchführbarkeit dieses Votksrechtes an. Danach foLgen in der Rangtis-
te der am häufigsten genannten Stimmmotive bereits Empfehtungen seitens von Parteien,
Verwandten und der Regierung [23%]. Berücksichtigt man auch noch die Zweitnennungen,

_2t)21 ,
1 t8l

- 19,9

e te5l

3 {281

2 117)

1B [181]

Total
% lnl

68 [679]
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so gab insgesamt ein DritteI der Zustimmenden an, bei der MeinungsbiLdung EmpfehLungen

beachtet zu haben. Dies steLLt für die Jahre 1998 bis 2008 einen Rekordwert dar. Bei keiner
bisherigen Abstimmung im angegebenen Untersuchungszeitraum war der AnteiI derer, die

exptizit eine Heuristikverwendung eingestanden, so hoch wie beim Votum zum Verzicht auf

die ALtgemeine Votksinitiative.r3 AILen voran diente der bundesrätliche Standpunkt ats 0ri-
entierungswert. Ein Sechstet (15%J foLgte nach eigenen Angaben der Empfehtung der Re

gierung, ohne sich weiter mit dem VorLageninhatt beschäftigt zu haben.la Darin gleicht die

diesjährige Abstimmung derjenigen von 2003, bei der ebenfaLls überdurchschnittLich häufig

ParoLen aLs Stimmdeterminanten angegeben wurden.rs Die These, wonach die uninformier-
ten und unschLüssigen Stimmenden erst kurz vor dem Abstimmungstermin ihren EntschLuss

basierend auf der RegierungsempfehLung fassten, wird durch die Analyse des Entscheidzeit-
punkts weiter erhärtet: Der AnteiI Heuristiknutzenden beträgt bis eine Woche vor dem Ab-

stimmungssonntag weniger als 20 Prozent, steigt in der letzten Woche jedoch auf 32 Prozent

an. Kurz, Empfehl.ungen wurden in der Letzten Woche besonders intensiv genutzt.

Ein weiteres knappes Drittet (30%) gab inhaLtsferne oder faLsche Motive an - ein weiterer
BeLeg dafür, dass die Stimmbürgerschaft am VortageninhaLt kein Interesse fand.

rr Die ZahLen f ür die Heuristikverwendung Iiegen f ür insgesamt 79 Vortagen im Zeitraum zwischen dem
29.11 .1998 und dem 7.6.2008 vor. lm Schnitt gaben f ünf Prozent der Teitnehmenden an, Abstimmungs-
empfeh[ungen befoLgt zu haben.

ltVon denjenigen, die sich am bundesrätIichen Standpunkt orientierten, waren 76% sch[echt bis mässig

informiert, 24o/o erziellen auf dem lnformiertheitsindex zwei Punkte und keineIr] war voltständig infor-
miert. Daraus folgern wir, dass die EmpfehLung des Bundesrates mehrheitIich im Sinne einer ökono-

misch sehr effizienten Heuristik genutzt wurde: Die EmpfehIung diente aIs Ersatz für eine inhaLttiche

Auseinandersetzung mit dem Entscheidstoff. Fin weiterer Beteg für drese These ist der Umstand, dass

die.lenigen Stimmenden, welche der Regierung grundsätztich vertrauen, aber sehr sch[echt informiert
waren, dank der Nutzung des BundesbüchLeins Iin wetchem die Position der Regierung prominent dar-
getegt wird) die Vortage zu knapp B0 Prozent annahmen. Bei den uninformierten Regierungsvertrauen-
den, weLche das BundesbüchLein nicht ats lnformationsque[[e nutzen lund demnach über die Positjon der

Regierung wahrscheintich kaum informiert warenl, beträgt dieserAntei[ über 20 Prozentpunkte weniger.

lndes, aufgrund der geringen Fatlzahten ist diese Schtussfotgerung ats Tendenzaussage zu betrachten.
15 DerAnteil derer, die ParoLen befotgten, betrug damats 20 Prozent, wobei etf Prozent den Standpunkt des

Bundesrates ats das wichtigste <Leuchtfeuer> bei der MeinungsbiLdung angab. Ein wesent[icher Unter
schied zurAbstimmung von 2009 bestand atterdings darin, dass 2003 mehrere Parteien Idarunterdie
SP und die SVPI die Nein Parole beschlossen, die von den eigenen Anhängerschaften ledoch nur in der

Minderheit befolgt wurde [siehe Engeli et a[: Vox-Analyse der eidg. Abstimmung vom 9. Februar 2003].

Tabelte 3.4: Verzicht auf die Einf ührung der altgemeinen Volksinitiative -
Motive der 5timmenden Imehrere Antworten mögtichl

Spontan geäusserte Gründe für den Entscheid

JA-Stimmende

Undurchführbarkeit, Nicht Nutzung der Attg. Votksinitiatrve 41 11071

Em p leh[u ngen

Neqative Wirkun n lzu vie[e Abstimmun

TotaI

vom 27. September 2009

n)

Totatnennungen
in % lnl

181 1227)

l-tpl

Nein-Motive
Bei den Nein-Stimmenden fäLLt besonders der hohe AnteiL"faLscher> Ny'otivangaben auf . Ein

Fünftet der AbLehnenden stimmte offensichtLich gegen ihre eigentlichen Absichten. Diese

Gruppe rechtfertigte ihr Nein-Votum mit Gründen, die eher für ein Ja sprachen.r6 Hätten

demnach atte Stimmenden ihre Präferenzen an der Urne korrekt umgesetzt, der Sieg der
Befürwortenden wäre noch deutticher ausgefa[[en. lnhaLtsferne Stimmgründe sind bei den

Nein-Stimmenden noch etwas häufiger aLs bei den Zustimmenden. Bei insgesamt 36 Pro-
zent der AbLehnenden fehtt die Bestätigung, dass sie ihren Entscheid inhaLtLich mit dem

Abstimmungsthema verknüpfen konnten. ALtes in aLLem bestätigt sich die Vermutung, die

bereits im Kapitet zur MeinungsbiLdung geäussert wurde: Das Stimmvolk war über diese

Vortage ausgesprochen durftig informiert.
Wo Inhalte genannt wurden, dominierten zwei Erwägungen: Ein beträchtticher TeiI der Vor-
Lagengegnerschaft (19%J sah nicht ein, wieso nochmats über die Attgemeine Volksinitiative
abgestimmt werden musste. Sie argumentierten, dass dieses VoLksrecht 2003 vom Volk

r6 Darunter gehören Ausserungen wie etwa: "Die attgemeine Votksinitiative ist nicht umsetzbar, oder
<die attgemeine Volksinitiative hat höhere Kosten zur Fotqe".

51 11351

23 162l 33 tBBl

1 (41 1r I12l

Anderes 5 n2l e l25l

Verwec hsIu ng 1 l2l 2 16l

14 l38l 1 6 lLl)A[tgemein positive Ausserungen

schafft werden

[ung, wegen Medienberichterstattung

Weiss nicht

Atlgemein n tive Ausserungen

0320 ath asd

Ein eführte Votksrechte sotten nicht a

21 126)

1s l40l

100 {2651

82 121 6l

197 
,522]l

16 [20)

100 1125)

19 t24)

21 126)

B t10l

2 l2l

1 5 t18l

20 l25lVerwechsLung [Ja- Motive]

22 l27l

131161

1e 124)

27 131,)

77 leTl

2 l3l

Anderes

Weiss nicht

NEIN-Stimmende

TotaI

26
27



angenommen worden war und demnach umzusetzen sei. Weitere 16 Prozent steLLte sich
auf den Standpunkt, wonach eingeführte Volksrechte - unabhängig von den Nutzungsmög-
Iichkeiten - nicht abgeschafft werden dürften. Angesichts der Tatsache, dass die direkte
Demokratie eine der betiebtesten lnstitutionen bei den Stimmberechtigten ist, erstaunt die
geringe Unterstützung für dieses Argument doch ein weniq.

Die Pro- und Kontra-Argumente

Der Argumententest offenbart zwei fundamentale Erkenntnisse, welche für die Erklärung
des Stimmverhaltens zentraL sind: Erstens hatten die Stimmenden bei aILen Argumenten
MLihe, sich substantie[[ zu positionieren. DerAnteiL<weiss nicht"-Antworten Liegt bei aLten

vier getesteten Statements über zehn, bei zwei Argumenten gar über 20 Prozent. Zweitens,
fanden die Pro-Argumente selbst bei den Nein-Stimmenden eine lteitweise gar komfortab-
Lel Mehrheit. Dies weist darauf hin, dass ein beachtLicher Teit der Nein-stimmenden nicht
wusste, wofür das Ja und das Nein bei dieserAbstimmung sianden und info[gedessen auch
ihre Stimmabsicht nicht in einen entsprechenden Entscheid umzusetzen vermochte.

Tabette 3.5: Verzicht auf die Einführung der atlgemeinen VoLksinitiative - Anktang der
Pro- und Kontra-Argumente bei den Stimmenden in Prozent

Pro-Argumente einver-
standen

"Die attgemeine VoLksinitiative hat
sich ats nicht umse(zbar eTwiesen.u

"Die atlgemeine lnitiative wäre sowieso
nie ergriffen worden, da es die stärkere
.noTmale" Votksinitiative gibt."

Kontra-Argu mente

Stimmende 13

Ja Stimmende

Nein-Stimmende

Stimmende

Ja-Stim me nde

Nein Stimmende

Konsi-
stenz'

Konsis-
tenz'

51

35

76

71

"Die atlgemeine Votksinitiative muss
eingeführt werden, da sie vom Votk

2003 beschLossen wuTde.,

"Das VoLk sotI auf mögtichst viele
Arten Einftuss auf die Potitik haben."

Resuttate in Linienprozenten. Lesebeispie[: 73% atter Stimmenden (82olo der Ja-Stimmenden;
54o/o der Nein-Stimmenden) pf Lichteten dem ersten Argument [<Umsetzbarkeits Argument"] zu,
11o/ol5o/o derJa-Stimmenden und 23okder Nein-Stimmendenl [ehnten es ab und 16okll3o/ot22okl
konnten sich nicht entscheiden.
n Gesamtheit der antwortenden Stimmenden = 390 {gewichtet).
'Verhaltenskonsistenz Iiegt dann vor, wenn mögtichst viete, die sich mit einem Pro-Argument

lresp. Kontra-Argument) einverstanden erklären, auch tatsächtich Ja (resp. Neinl strmmen.
o ipz / gfs.bern: VOX-Anatyse der eidgenössischen Abstimmungen vom 27. September 2009.

75

weiss
nicht

1611

5

nicht ein-
verstanden

13B2

54

66

22

23

23

11

10 2169

60 11+ 26

einver-
standen

weiss
nicht

Stimmende 47

nicht ein-
verstenden

22

Ja -St imme nde 5B 20

Nein-Stimmende 25 26

11Stimmende

Ja-Stimmende

31

22

lrB

67

19

23 10

Nein-Stimmende 12 13

28 29

Zu den einzetnen Argumenten:
Die Aussage, wonach sich die Atlgemeine VoLksinitiative aLs nicht umsetzbar erwiesen habe,

fand bei den Vorlaqenbefürwortenden eine deutLiche Unterstützung {82%l und motivierte
deren Entscheid auch weitgehend [Verhattenskonsistenz: 76%]. Atterdings waren auch die

Nein-stimmenden mehrheitlich der Ansicht, dass dieses Volksrecht untaugtich sei. GLeich-

wohI stimmten sie für deren BeibehaLtung. Warum? Wenn wir die spontan angegebenen

Stimmmotive der mit der Aussage einverstandenen Nein-Stimmenden mit ihrer VergLeichs-

gruppe - die nicht einverstandenen Stimmenden aus dem Nein-Lager - vergteichen, so

drängt sich die Vermutung auf, dass sie entweder entgegen ihren Absichten oder aus einer

lndifferenz heraus die Vorlaqe abqeIehnt haben.rT

Ein ähntrches BiLd ergibt sich bei dem zweiten Pro-Argument, wonach die AtLgemeine Votks-
initiative sowieso kaum ergriffen worden wäre, da die praktikabLere <normate" Vo[ksiniti-
ative weitaus attraktiver sei für lnitiantlnnen. Zwei DritteI der TeiLnehmenden stimmte die-
sem Statement zu. Dabei sind die Unterschiede zwischen Ja- und Nein-Stimmenden sehr
gering: Bei den erstgenannten zeigten sich 69 Prozent, bei Letzteren 60 Prozent mit dem
Argument einverstanden.

Das Kontra-Argument, wonach ein Volksentscheid [derjenige von 2003) doch nicht einfach
rLickgängig gemacht werden dürfe, zeigte wenig Wirkung: Für eine Mehrheit der Bef ürwor-
tenden (58%l steLtte dies kein ernsthaftes ProbLem dar und seLbst unter den Nein-Stimmen-
den war nur knapp die Hatfte [48%l der Ansicht, das neue Volksrecht müsse - (teitweise)

unabhängig von ihrer Umsetzbarkeitls - eingeführt werden, da Votk und Stände es vor sechs
Jahren angenommen haben.

Das Argument, wonach das VoLk auf mögtichst vieLe Arten Einftuss auf die PoLitik haben sotL,

erwies sich für den Stimmentscheid aLs weitgehend irrelevant. Diesem Statement pflich-
teten sowohI die Ja Stimmenden [67%l wie auch die Nein-Stimmenden (75%] grossmehr-
heittich zu. Die vieLfäl.tigen MögLichkeiten rnnerhalb der direkten Demokratie stehen somit
gar nicht zur Debatte. WahrscheinIich wurde der Verzicht auf die ALIgemeine Votksinitiative
jedoch nicht alsVerLust an direktdemokratischen Rechten wahrgenommen, da sie nie zum
Einsatz gekommen war. InfoLgedessen wurde das VieLfäLtigkeits-Argument auch kaum je in

Verbindung gebracht mrt der Abstimmungsf rage, was sich daran bemessen Lässt, dass die
Verhaltenskonsistenz dieses Arguments weit unter 50 Prozent Lieqt.

r7 Die mit der Aussage einverstandenen Nein-Stimmenden [wie auch dielenigen, die mit <weiss nicht>
antworteten) rechtfertigten ihren Entscheid besonders häufig mit attgemeinen Aussagen oder gaben
ein Ja-Motiv an.

r8 lmmerhin gtaubten 37 Prozent derer, die auf eine Umsetzung der attgemeinen VoIksinitiative pochten,
gar nicht daran, dass sie auch wirkIich umgesetzt werden kann.
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M ETHODISCH ER STECKBRIEF

Der vorliegende Bericht beruht auf einer von der V0X-Partnerschaft realisierten Nachbe-
fragung. gfs.bern führte die Befragung innerhaLb von 11 Tagen nach derVolksabstimmung
vom 27. September 2009 durch. Die Anatyse wurde durch das Institut für PoLitikwissen-
schaft der Universität Zürich IlPZ] vorgenommen.

Die Befragung wurde von 55 Befragerlnnen von zu Hause aus telefonisch ausgeführt,
wobei gfs.bern a[s KontrolLinstanz die MögLichkeit hatte, die Befragung extern und ohne

Vorankündigung zu beaufsichtigen. Die Stichprobenziehung erfotgte in einem dreistufigen
Zufaltsverfahren, wobei auf der ersten Stufe [Sprachregionen] eine proportionale Schich-
tung vorgenommen wurde. Hierfür biLdeten die offizietten Statistiken des Jahres 2000 die

GrundLage. Auf der zweiten Stufe (Haushattel erfotgte eine ZufattsauswahL aus dem eLek-

tronischen, aktuaLisierten Tetefonverzeichnis der Swisscom. Die AuswahI auf der dritten
Stufe {Personen aus dem jeweitigen HaushaLtl erfoLgte nach dem <Geburtstagprinzip".

Die Stichprobe betrug 1007 Personen, davon stammten 70 Prozent der Befragten aus der
Deutschschweiz,24Prozent aus derWestschweiz und 6 Prozent aus der itatienischsprachi-
gen Schweiz. Mit Nicht-Teitnehmenden wurde nur ein TeiL des lnterviews durchgef ührt. Die

Verweigerungsquote beLief sich auf 67 Prozent; d.h.33 Prozent der ursprüngtich gepLanten

Interviews konnten durchgeführt und verwendet werden.

Die demographische Repräsentativität ist weitgehend gewährleistet.re Die Abweichungen
bei den A[tersk[assen und dem Geschtecht betragen maxima[ 2.9 ProzenI, was innerhalb
des Stichprobenfehters tiegt. Wie immer sind die an der Abstimmung Teilnehmenden über-
repräsentiert [+15olo), jedoch bewegt sich die Abweichung von der realen Abstimmungsbe-
teiLigung im Rahmen f rüherer VOX-AnaLysen. Die in der Umfrage ermittetten Stimmenver-
häLtnisse Liegen ausserhatb des Stichprobenfehterbereichs. So tiegt der in der Stichprobe
ermitte[te Ja-StimmenanteiI f ür die lV-Zusaizf inanzierung 11 Prozent über dem ef fektiven
Ja-Antei[. Auch bei der Abstimmung über den Verzicht auf die A[tgemeine Votksinitiative
waren die Ja-Stimmenden im Sampte übervertreten l+6.9o/").

Wir haben, wie seit der VOX-Analyse Nr. 70 übtich, für die Durchführung bestimmter Be-

rechnungen Gewichtungsfaktoren für die BeteiLigung resp. das Abstimmungsverhatten

verwendet. Gewichtet wurde dort, wo sich die UntersuchungsvariabLe jeweits auf Ja- und

Nein-Stimmende bzw. auf TeiLnehmende und Nichttei[nehmende bezog.

Die Grösse der Stichprobe (1007 Personenl ergibt bei einer reinen Zufa[LsauswahI und einer

VerteiLung der Prozentwerte von 50%:50% einen Stichprobenfeh[er von +/-3.1 Prozentpunk-

ten. Bei einer geringeren Stichprobengrösse erhöht er sich, z.B. bei den ca. 410 Abstim-

mungsteiLnehmenden in der vorliegenden Untersuchung auf +/-4.8. Liegen die Prozentwer-
te weiter auseinander, so reduziert sich der StichprobenfehLer {2.8. bei einem Ergebnis von

rund 70%:30o/o aul +l-4 4) Vorsicht bei der lnterpretation von Daten ist aLso dort geboten,

wo die Teilstichproben ktein sind und die Vertei[ung der Prozentwerte zugleich ausgegti-

chen ist. in sotchen Fätlen können auf Grund des grösseren Stichprobenfehters häufig keine

Aussagen Liber Mehrheitsverhä[tnisse gemacht werden.

Dre Bestimmung des Signifikanzniveaus stützt sich auf den Unabhängigkeitstest mitteLs

Chi-Quadrat. Dabei bedeutet * eine Signifikanz von unter 0.05, ** eine soLche von unter 0 01

LInd *** eine sotche unter 0.001. lm letzteren FaLL bedeutet dies, dass die Wahrscheintich-
keit, dass ein Zusammenhang zwischen zwei Variabten zufätlig entstanden ist, unter einem

PromiLte [iegt und demnach der Zusammenhang ats sehr hoch signifikant bezerchnet wer-
den kann. ALte Werte, die eine Signifikanz von über 0.05 haben, sind gemäss Konvention

a[s nicht signifikant anzusehen. Ats Beziehungsmass für bivariate Beziehungen wurde der

Koeffizient von Cramers V verwendet. Bei diesem Koeffizienten kann bei einem Wert von 0
von keinem Zusammenhang und bei einem Wert von '1 von einem votlständigen Zusammen-
hang ausgegangen werden. Die Werte für unterschredLiche bivariate Beziehungen Lassen

sich aLterdings nrcht direkt vergLerchen, da zu ihrer Berechnung auch die AnzahI der Merk-
maLskategorien berder Variabten und die Fattzaht verwendet werden.

D Siehe hierzu: Longchamp, C. et al
bern 2009.

Technischer Bericht zur VOX-Analyse vom 27. September 2009, gfs.
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